
Den Ausstieg aus der Abschiebehaft in Ingelheim fordert der Arbeitskreis Asyl Rheinland-Pfalz am
heutigen weltweiten Tag der Menschenrechte von der Landesregierung in Mainz.

Der Arbeitskreis Asyl hält die Abschiebehaft als Instrument zur Sicherung der Ausreise
abgelehnter Flüchtlinge für äußerst problematisch: Die Freiheitsentziehung allein zur Durchsetzung
der Abschiebung verstößt gegen die Menschenrechte und stellt zudem eine unzulässige
Kriminalisierung dar.

Im Hochsicherheitsgefängnis in Ingelheim mit 150 Haftplätzen sitzen derzeit ca. 50 Menschen, die
Hälfte davon aus Rheinland-Pfalz.

In  vielen Fällen sind Flüchtlinge und Ausländer zu Unrecht in Haft. Das zeigen die Bemühungen
von Rechtsanwälten und Beratern, die in Ingelheim im Auftrag von Diakonie und Caritas tätig sind:
Mehr als ein Drittel der Häftlinge, die von den Anwälten vertreten werden, müssen wieder
freigelassen werden. Die Gründe für die Inhaftierung halten einer Überprüfung nicht stand.

Der Arbeitkskreis Asyl Rheinland-Pfalz stellt fest: Abschiebehaft wird von rheinland-pfälzischen
Behörden zu oft und zu leichtfertig angeordnet.
Die Schließung der „Gewahrsamseinrichtung für Ausreisepflichtige“ in Ingelheim, so der offizielle
Name des Abschiebeknastes ist überfällig.
Ingelheim dicht machen, das wäre der erste Schritt zum Ausstieg aus der Abschiebehaft.
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Presseerklärung: Der AK Asyl RLP fordert am Tag der Menschenrechte
2007 : Abschiebehaft Ingelheim abschaffen!




